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„Atomfreies Österreich“

Die neutralen Staaten in Europa waren 
stets Impulsgeber für atomare Abrüstung 
und Rüstungskontrolle. In Österreich war 
und ist auch die zivile Nutzung von Kern-
energie seit jeher hochgradig unpopulär: 
in der Volksabstimmung 1978 wurde die 
Inbetriebnahme des fertiggestellten AKW 
Zwentendorf vereitelt. Atomwaffen wa-
ren ein wichtiger Grund, warum in der 
Bevölkerung der in den 1990ern debat-
tierte NATO-Beitritt nicht auf Gegenliebe 
stieß. Die Friedensbewegung befürchtete 
1999 nach dem NATO-Beitritt Ungarns, 
dass Atomwaffen durch Österreich trans-
portiert werden könnten. Die gestartete 
Petition führte in einem Allparteienantrag 
zum „Bundesverfassungsgesetz für ein 
atomfreies Österreich“. Atomwaffen dür-
fen demnach „nicht hergestellt, gelagert, 
transportiert, getestet oder verwendet wer-
den.“ Auch die zivile Nutzung ist per Ver-
fassungsgesetz untersagt.

Trotz der umfassenden gesetzlichen Re-
gelung blieben Atomwaffen auf der Agen-
da der Zivilgesellschaft. Die Kundgebun-
gen zu den Jahrestagen des Abwurfes 
der Atombomben über Hiroshima und 
Nagasaki genossen über Dekaden eine 
breite gesellschaftliche Unterstützung. 
Eine wichtige Kritik der Hiroshima-Tage 
war, dass die Atomwaffenstaaten ihrer 

Verpflichtung zur vollständigen Abrüstung 
gemäß Artikel VI des Nichtweiterverbrei-
tungsvertrages (NPT) nicht nachkamen.

Humanitäre Initiative

Die Konferenzen von Oslo, Nayarit und 
Wien der Jahre 2013 und 2014 verdeut-
lichten die humanitären Konsequenzen von 
Atomwaffen. Dass die medizinischen, so-
zialen, wirtschaftlichen oder ökologischen 
Folgen unkontrollierbar sind, führte zur An-
sicht, dass Atomwaffen verboten werden 
müssten. Diplomatische, wissenschaft-
liche und zivilgesellschaftliche Debatten 
ergänzten sich. Österreich warb bei rund 
130 Staaten erfolgreich für den „Huma- 
nitarian Pledge“, der in Verhandlungen 
bei den Vereinten Nationen mündete. In 
Fragen Atomwaffenpolitik ist es zweifellos 
ein Wechsel im Diskurs, dass die Mehrheit 
den Ton vorgibt: „Ja, dürfen’s denn des?“ 
war in einem anderen Zusammenhang die 
Frage des Habsburgerkaisers Ferdinand. 
Ja, sie dürfen.

Nicht nur der Rückzug von Investmentge-
sellschaften aus Atomwaffendeals und der 
Druck der USA auf einzelnen Staaten, Ra-
tifikationen zum Vertrag zurückzuziehen, 
sprechen dafür, dass der Vertrag mehr als 
nur Symbolwirkung hat. „Auch bei anderen 
Waffengattungen, von Chemiewaffen bis 
Biologiewaffen über Antipersonenminen 

und Streumunition wurde zuerst ein völker-
rechtliches Verbot als Basis für die Eliminie-
rung dieser Waffen etabliert“, so Botschaf-
ter Alexander Kmentt, seit 2021 Leiter der 
Abteilung Abrüstung im Außenministerium. 
Könnten auf diesem Weg auch autonome 
Waffensysteme ohne menschliche Kontrol-
le international verboten werden?

EU-Position

122 Staaten nahmen am 7. Juli 2017 ein 
rechtlich bindendes Instrument an, wel-
ches Entwicklung, Erprobung, Besitz, 
Transport, Anwendung oder Drohung mit 
der Anwendung von Atomwaffen verbie-
tet. Von den damals 28 EU-Mitgliedstaa-
ten waren 22 auch NATO-Mitglieder. Die 
NATO-Staaten – die Niederlande war die 
Ausnahme – blieben den Verhandlungen 
fern und beklagten später, dass der Ver-
trag ohne die Atomwaffenstaaten keine 
Wirkung hätte. Das EU-Parlament hatte 
eine Entschließung angenommen, nach 
der sich die Staaten konstruktiv beteiligen 
sollten. Nicht zum ersten Mal haben diese 
Staaten eine NATO-Meinung und eine da-
von unterscheidbare EU-Meinung. Bislang 
haben innerhalb der EU nur die Neutralen 
Österreich, Irland und Malta den Vertrag 
ratifiziert. Die Neutralität ist – sofern sie für 
aktive Friedenspolitik klug und engagiert 
genützt wird – mehr als nur eine Nichtmit-
gliedschaft in der NATO.

...dann ziehe ich nach Wien!
Der Atomwaffenverbotsvertrag und die Rolle Österreichs

ATOMWAFFENVERBOT

Eigentlich ist es – um gleich damit herauszurücken – fast schon etwas peinlich: als Friedensforscher  
der österreichischen Außenpolitik in Sachen Atomwaffenverbot nahezu unkritisch gegenüberzustehen.  
Österreich stand bei der Konzeption und Ausarbeitung des Verbotsvertrages in der ersten Reihe 
und wird vom 12.–14. Januar 2022 die erste Staatenkonferenz in Wien ausrichten.
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Umfassendes Engagement

Österreich engagiert sich nicht nur für den 
Verbotsvertrag und verweist auf ein Ver-
fassungsgesetz, sondern stellt dies in der 
Amtssitzpolitik (Wien als Sitz der Atomener-
giebehörde IAEA oder der nuklearen Test-
stopporganisation CTBT PrepCom) und 
als Gastgeber von Verhandlungen (Iran-
Abkommen, New-START-Gespräche) un- 
ter Beweis. Auch das aktuelle Regierungs-
programm dokumentiert das Engagement 
um den „Einsatz für eine Welt ohne Atom-
waffen“ und appelliert an die Staatenge-
meinschaft, den Atomwaffenverbotsver-
trag zu ratifizieren. Der Botschafter i. R. 
Thomas Hajnoczi, der bis Ende 2020 im 
Außenministerium für Abrüstung zustän-
dig war, erklärt: „Durch den Vertrag wer-
den zudem die Sicherheitsabkommen der 
Atomenergiebehörde (IAEA) gestärkt“. Ein 
Gutachten des Deutschen Bundestages 
sieht den Nichtweiterverbreitungsvertrag 
und den Atomwaffenverbotsvertrag „weni-
ger in einem rechtlichen Konkurrenz-, als 
in einem Komplementärverhältnis zuein-
ander stehen.“ Hajnoczi blickt auf die Ver-
handlungen zurück und führt aus, es sei 
größte Sorgfalt darauf gelegt worden, dass 
der TPNW im vollen Einklang mit dem NPT 
steht.“

Außenpolitische Fragen sind in Österreich 
auch außerhalb der Pandemie nicht im 
Rampenlicht. Das Inkrafttreten des Ver-
botsvertrages wurde weder parteipolitisch 
noch medial besonders gewürdigt. Ledig-
lich ein Video des Außenministeriums, 
welches die humanitären Folgen eines 
fiktiven Abwurfes einer Atombombe über 

Wien veranschaulichen sollte, führte zu 
massiver Kritik: Es sei unverantwortlich, 
den von der Pandemie psychisch so be-
lasteten Menschen auch noch Angst vor 
einem Atombombenabwurf zu machen, 
so politische Mitbewerber der Opposition 
und zahlreiche Kommentator*innen. Das 
außenpolitische Leuchtturmprojekt wurde 
zum innenpolitischen Irrlicht. „Österreich“, 
so der Schauspieler Helmut Qualtinger 
einst, „ist ein Labyrinth, in dem sich jeder 
auskennt“.

Zivilgesellschaftliche Erwartung

Die Internationale Kampagne zur Abschaf-
fung von Atomwaffen (ICAN) engagiert 
sich im Hinblick auf die erste Staatenkon-
ferenz im Jänner 2022 in einem breiten 
Bündnis dafür, dass die im Vertrag vorge-
sehene Hilfe für Opfer von Atomwaffenein-
sätzen und -tests sowie Maßnahmen zur 
Sanierung der Umwelt der kontaminierten 
Gebiete (Artikel 6) konkretisiert werden. 
Neben dem wichtigen Ziel der Verbreite-
rung der Unterstützung durch die Staaten 
sind auch vertragstechnische Fragen zu 
klären: welche Regeln gelten, wenn Atom-
waffenstaaten abrüsten und dem Vertrag 
beitreten? Wie kann – mit Blick auf die 
sicherheitspolitische Großwetterlage – Ver-
trauen in Abrüstungsprozesse gestärkt 
werden? Der Fokus auf Opferschutz und 
Umweltsanierung zeigt auch, dass Si-
cherheit nicht nur aus nationalstaatlicher 
Sicht betrachtet wird, sondern der Begriff 
„menschliche Sicherheit“ prägend ist. Die 
Türe zu Verhandlungen in Wien ist nicht 
nur für Vertragsstaaten, sondern auch für 
Beobachterstaaten offen.

Rund um die Vertragsstaatenkonferenz 
sind NGO-Aktivitäten geplant, die einen 
Austausch zwischen Zivilgesellschaft, Wis-
senschaft, Diplomatie und Öffentlichkeit 
intensivieren sollen. Im Zentrum dabei: ein 
starkes Verbot, um – wie es der Vertrag 
selbst ausdrückt – „diese Waffen vollstän-
dig zu beseitigen“. 

Mit dem Vertrag ist eine überaus wichtige 
Etappe genommen und – wie Alexander 
Kmentt ausführt – „ein Paradigmenwechsel 
in den internationalen Bemühungen, das 
Atomwaffenproblem zu regeln.“ Aber es 
bleiben auch Fragen offen. Soll ein neues 
EU-Kampfflugzeugsystem mit US-amerika-
nischen Atomwaffen bestückt werden? Wie 
können die Mehrheiten in der Bevölkerung 
für vollständige Abrüstung in der Politik 
besser verankert werden? Sicherheitspolitik 
ohne Massenvernichtungswaffen weiter zu 
denken, bleibt eine zentrale Herausforde-
rung.

Gustav Mahler meinte „Wenn die Welt ein-
mal untergehen sollte, ziehe ich nach Wien, 
denn dort passiert alles 50 Jahre später.“ 
In Fragen des Verbots von Atomwaffen ist 
Wien der Welt jedenfalls ein Stück voraus. 
Damit die Welt nicht untergeht.

 AM WIENER HELDENPLATZ UNTERSTÜTZEN IPPWN ÖSTERREICH,  
 ICAN ÖSTERREICH UND DER ÖSTERREICHISCHE VERSÖHNUNGSBUND  
 DIE AUSRICHTUNG VON GESPRÄCHEN ZU NEW START – JUNI 2020. 

 „ABRÜSTUNG“ EINER ATOM- 
 RAKETE AUF DEM STEPHANS- 
 PLATZ – HIROSHIMATAG 2020
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